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1. Instanz

Aktenzeichen S 32 RJ 1771/03
Datum 03.02.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 R 292/05
Datum 15.09.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 03. Februar 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch
fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist eine Rente wegen Erwerbsminderung. Die KlÃ¤gerin ist 1956 in der
TÃ¼rkei geboren worden. Einen Berufsabschluss hat sie nicht erworben. Seit 1973
stand sie in der Bundesrepublik Deutschland in versicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen, zuletzt ab 1980 bis Februar 1994 als
LÃ¶terin/BestÃ¼ckerin. Seither bezog sie Sozialleistungen wegen Arbeitslosigkeit
beziehungsweise Krankengeld. Ab 7. Juni 2001 war sie durchgehend
arbeitsunfÃ¤hig krankgeschrieben. Auf ihren Antrag hin bewilligte ihr die Beklagte
eine MaÃ�nahme zur medizinischen Rehabilitation (Reha), die vom 12. November
bis zum 23. Dezember 2002 in der Brandenburg-Klinik B-W durchgefÃ¼hrt wurde.
Aus der MaÃ�nahme wurde die KlÃ¤gerin als arbeitsunfÃ¤hig in der letzten
beruflichen TÃ¤tigkeit, im Ã¼brigen als leistungsfÃ¤hig fÃ¼r tÃ¤glich 6 Stunden
und mehr leichter kÃ¶rperlicher Arbeit im Wechsel der KÃ¶rperhaltungen, ohne
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Zwangshaltungen der WirbelsÃ¤ule und KÃ¤lte-NÃ¤sse-Disposition sowie nicht in
Nachtschicht entlassen (Entlassungsbericht Dr. Dr. M/Dr. U/S vom 12. Februar 2003;
Behandlungsdiagnosen: Dysthymia vor dem Hintergrund einer histrionischen
PersÃ¶nlichkeit, SomatisierungsstÃ¶rung, HWS-Syndrom, LWS-Syndrom).
Vorangegangen war ein Gutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie
Dr. S im Auftrag der Beklagten, die bei der KlÃ¤gerin ein 6- und mehr-stÃ¼ndiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r mittelschwere TÃ¤tigkeiten im Wechsel der
Haltungsarten, nicht in Nachtschicht, im Ã¼brigen aber ohne wesentliche
EinschrÃ¤nkungen festgestellt hatte (Gutachten vom 28. Mai 2005; Diagnosen:
Depressives Syndrom bei depressiv-histrionischen ZÃ¼gen, reaktiv ausgelÃ¶st;
rezidivierendes Zervikalsyndrom, rezdivierendes LWS-Syndrom). Rente wegen
Erwerbsminderung beantragte die KlÃ¤gerin im Januar 2003. Die Beklagte lehnte
den Antrag durch Bescheid vom 8. August 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25. September 2003 ab, nachdem die Ã�rztin fÃ¼r
Psychiatrie Dr. S-Bin einer prÃ¼fÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 17. Juli 2003 nach
Aktenlage das LeistungsvermÃ¶gen ebenso beurteilt hatte wie die Reha-Klinik. Mit
ihrer Klage hat die KlÃ¤gerin geltend gemacht, bereits seit zwei Jahren durchgehend
arbeitsunfÃ¤hig krank und darÃ¼ber hinaus auf Grund ihrer Krankheiten insgesamt
nicht mehr leistungsfÃ¤hig zu sein. Das Sozialgericht hat Befundberichte von
behandelnden Ã�rzten der KlÃ¤gerin eingeholt (Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und
Rheumatologie Dr. R vom 12. Dezember 2003, Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die F vom 12.
Dezember 2003, Ã�rztin Dr. K-L vom 18. Dezember 2003), ferner hat der ebenfalls
zur Erstellung eines Befundberichtes aufgeforderte Arzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. P ein "Attest" vom 10. April 2004 eingereicht. Im Auftrag des
Sozialgerichts ist die KlÃ¤gerin von dem Arzt fÃ¼r Psychiatrie und Neurologie Dr. T
begutachtet worden. In seinem Gutachten vom 13. August 2004 ist der gerichtliche
SachverstÃ¤ndige zu dem Ergebnis gekommen, dass die KlÃ¤gerin noch tÃ¤glich
regelmÃ¤Ã�ig vollschichtig leichte und gelegentlich mittelschwere Arbeiten
ausfÃ¼hren kÃ¶nne. Ein Wechsel der Haltungsarten sei anzuraten, einseitige
kÃ¶rperliche Belastungen seien zu vermeiden. In Akkord- oder FlieÃ�banddienst
solle sie nicht eingesetzt werden. In einem festgelegten Rhythmus solle sie
arbeiten. Schwere Lasten kÃ¶nnten nicht gehoben oder getragen werden, auf
Leitern und GerÃ¼sten kÃ¶nne sie arbeiten. Die Belastbarkeit der WirbelsÃ¤ule sei
herabgesetzt. Geistige Arbeiten einfacher Art entsprechend ihrem Ausbildungsstand
kÃ¶nne die KlÃ¤gerin verrichten (Diagnosen: lÃ¤nger dauerndes Ã¤ngstlich-
depressives Syndrom; Schmerzsyndrom der WirbelsÃ¤ule mit einer psychischen
Ausgestaltung im Sinne einer somato-psychischen VerknÃ¼pfung). Die KlÃ¤gerin
hat der weiteren Feststellung des SachverstÃ¤ndigen widersprochen, dass ihr
Krankheitsbild ein regressives Verhalten darstelle. Durch Gerichtsbescheid vom 3.
Februar 2005 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Nach dem Ergebnis der
medizinischen Ermittlungen sei die KlÃ¤gerin weder ganz noch teilweise
erwerbsgemindert, weil sie einer kÃ¶rperlich leichten Arbeit tÃ¤glich noch 6
Stunden und mehr nachgehen kÃ¶nne. Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige habe
Ã¼berzeugend begrÃ¼ndet, warum keine quantitative Leistungsminderung
vorliege. Im Zusammenhang mit der LoslÃ¶sung der TÃ¶chter aus der
Herkunftsumgebung sei es zu einem Schmerzsyndrom der WirbelsÃ¤ule und zur
Ausbildung einer deprimierten Verfassung, verknÃ¼pft mit Ã�ngstlichkeit und
Hoffnungslosigkeit gekommen. Die KlÃ¤gerin sei in eine passive
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LebensbewÃ¤ltigungsstrategie geraten und erwarte vielfÃ¤ltige UnterstÃ¼tzung,
die ihr versagt bleibe. Das begrÃ¼nde aus psychiatrischer Sicht jedoch keine
Erkrankung, welche die berufliche LeistungsfÃ¤higkeit aufhebe. Einfache
TÃ¤tigkeiten kÃ¶nne die KlÃ¤gerin, wenngleich mit hoher Willensanstrengung,
ausÃ¼ben. Da sie lediglich ungelernte TÃ¤tigkeiten ausgeÃ¼bt habe und deshalb
â�� wie bei den Renten wegen voller und teilweiser Erwerbsminderung â�� auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt verwiesen werden kÃ¶nne, sei die KlÃ¤gerin auch nicht
berufsunfÃ¤hig. Mit der am 23. MÃ¤rz 2005 (Mittwoch) per Post bei Gericht
eingegangenen Berufung (Poststempel 19. MÃ¤rz 2005) gegen den ihr am 22.
Februar 2005 zugestellten Gerichtsbescheid macht die KlÃ¤gerin weiterhin geltend,
voll, jedenfalls aber teilweise erwerbsgemindert zu sein und hÃ¤lt die
EinschÃ¤tzung ihres LeistungsvermÃ¶gens durch den gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen weiterhin fÃ¼r unzutreffend. Sie hat ein Attest des Dr. P vom 2.
September 2005 zu den Akten gereicht, um ihre Auffassung zu belegen. Die
KlÃ¤gerin beantragt, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 3. Februar
2005 und den Bescheid der Beklagten vom 8. August 2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 25. September 2003 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihr ab 1. Januar 2003 Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise
wegen teilweiser Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren. Die Beklagte beantragt, die
Berufung zurÃ¼ckzuweisen. Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r
zutreffend. Die Gerichtsakte sowie die Verwaltungsakte der Beklagten waren
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung. Wegen Einzelheiten des Sachverhalts
wird auf den Inhalt dieser AktenstÃ¼cke Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie gilt im Besonderen als fristgerecht eingelegt, da der
KlÃ¤gerin gegen die VersÃ¤umung der Berufungsfrist Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand zu gewÃ¤hren war (Â§ 67 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -). Sie
konnte damit rechnen, dass die Berufungsschrift das Gericht bei gewÃ¶hnlichen
Postlaufzeiten noch bis zum Ablauf der Berufungsfrist erreichen wÃ¼rde, so dass
die FristversÃ¤umnis unverschuldet war. Die Berufung ist jedoch unbegrÃ¼ndet.
Der â�� allein den Streitgegenstand bildende â�� Anspruch auf Rente wegen
Erwerbsminderung nach Â§ 43 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) in der hier
anwendbaren, seit 1. Januar 2001 geltenden Fassung, setzt neben den sogenannten
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen (Â§ 43 Abs. 1 Nr. 2 und 3, Abs. 2 Nr. 2
und 3, Abs. 4 bis 6) voraus, dass die Versicherte entweder voll oder teilweise
erwerbsgemindert ist (Â§ 43 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1). Teilweise
erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig
zu sein. Voll erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI
Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit
auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein.
Erwerbsgemindert ist nach Â§ 43 Abs. 3 SGB VI nicht, wer unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
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berÃ¼cksichtigen. Die KlÃ¤gerin ist weder voll noch teilweise erwerbsgemindert, da
sie nach dem Ergebnis der medizinischen Ermittlungen noch 6 Stunden und mehr
leichte kÃ¶rperliche und ihrem Ausbildungsstand entsprechende geistige
TÃ¤tigkeiten mit wenigen qualitativen EinschrÃ¤nkungen verrichten kann. Der
Senat folgt ebenso wie das Sozialgericht dem gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.
Tin seiner EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens, die er widerspruchsfrei und
damit Ã¼berzeugend aus den Ergebnissen seiner eigenen Untersuchung und der
WÃ¼rdigung der bei den Akten befindlichen medizinischen Unterlagen abgeleitet
hat. Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige war zudem besonders geeignet, die
Begutachtung durchzufÃ¼hren. Denn er ist an einem Krankenhaus in einem Bezirk
mit hohem AuslÃ¤nderanteil tÃ¤tig und verfÃ¼gt somit Ã¼ber
Ã¼berdurchschnittliche Erfahrungen mit Patienten aus dem Kreis der Migranten.
Ã�berzeugend ist es vor allem, wenn Dr. T auf Grund der Untersuchungsergebnisse
der Gutachterin Dr. S und der medizinischen Reha herausarbeitet, dass die
Entwicklung eines psychischen und eines somato-psychischen Krankheitsbildes mit
der HerauslÃ¶sung der beiden 1972 und 1977 geborenen TÃ¶chter aus der
familiÃ¤ren Umgebung einsetzte, was sich als gravierender Einschnitt im Leben der
KlÃ¤gerin darstellte und zu regressivem Verhalten fÃ¼hrte. Bereits in dem
Entlassungsbericht der Brandenburg-Klinik wird dazu ausgefÃ¼hrt, dass die
KlÃ¤gerin schon in der Kindheit durch elterliche Sozialisation gelernt habe, dass
SchwÃ¤che, Hilflosigkeit und Krankheit vor Entstehen und Durchhalten von
Konfliktsituationen schÃ¼tzten. Nachdem die Aufgaben als Mutter und
funktionierende berufstÃ¤tige Frau beendet seien, legitimiere sich die KlÃ¤gerin
durch SchwÃ¤che und Krankheit die lang ersehnte Ruhe und Anerkennung. Die
Reha-Klinik hatte auch darÃ¼ber berichtet, dass die KlÃ¤gerin auf psychosoziale
GesprÃ¤chsangebote zunÃ¤chst mit starker Somatisierung reagiert habe. Vor
diesem Hintergrund ist es ohne weiteres nachvollziehbar, wenn Dr. T eine
"regressive Neigung" beschreibt und dem Wunsch nach familiÃ¤rer Anerkennung
den Wunsch nach einer materiellen Absicherung durch eine Rente an die Seite
stellt, der das Krankheitsbild der KlÃ¤gerin wesentlich prÃ¤gt. Ebenso ist
nachzuvollziehen, wenn er der Schlussfolgerung des behandelnden Arztes Dr. P, die
ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin sei "erheblich gemindert", deshalb nicht folgt, weil
dieser Arzt das regressive Verhalten auÃ�er acht lÃ¤sst und lediglich die von der
KlÃ¤gerin vorgetragenen Beschwerden bewertet. Der Senat hatte keinen Anlass,
sich nochmals an Dr. P zu wenden, nachdem die KlÃ¤gerin sich auf ihn berufen
hatte, um dem Gutachten des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen entgegen zu treten.
Die KlÃ¤gerin verkennt insoweit, dass behandelnde Ã�rzte im Rechtsstreit lediglich
die Rolle eines sachverstÃ¤ndigen Zeugen haben, also befragt werden, um den
entscheidungserheblichen Sachverhalt aufzuklÃ¤ren. Der medizinische
Sachverstand fÃ¼r die Bewertung des LeistungsvermÃ¶gens wird dem Gericht
dagegen durch SachverstÃ¤ndige vermittelt. Anlass fÃ¼r eine weitere Befragung
des sachverstÃ¤ndigen Zeugen gÃ¤be es folglich nur dann, wenn Unklarheiten im
tatsÃ¤chlichen Bereich aufzuklÃ¤ren wÃ¤ren und durch den Zeugen aufgeklÃ¤rt
werden kÃ¶nnten. Das ist aber dann nicht der Fall, wenn der SachverstÃ¤ndige die
vom Zeugen mitgeteilten UmstÃ¤nde unter den seinem Gutachtenauftrag
entsprechenden Anforderungen bewertet. Das Attest des Dr. P vom 2. September
2005 gab ebenfalls keinen Anlass zu weiteren Ermittlungen, im Besonderen nicht
dazu, ein "Gegengutachten" zu dem des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. T
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einzuholen. Abgesehen davon, dass im vorliegenden Rechtsstreit ohne Bedeutung
ist, ob die KlÃ¤gerin "arbeitsunfÃ¤hig" ist (also zeitweise nicht mehr in der Lage,
ihre letzte konkret verrichtete Arbeit auszuÃ¼ben), hat der gerichtliche
SachverstÃ¤ndigen seine EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens â�� anders als
Dr. P offenbar meint â�� nicht allein auf Grund der einmaligen Untersuchung der
KlÃ¤gerin abgegeben. Denn zum Gutachtenauftrag gehÃ¶rt nicht nur die
Untersuchung, sondern auch die Auswertung der bei den Akten befindlichen
medizinischen Unterlagen einschlieÃ�lich der Befunde der behandelnden Ã�rzte.
Weitere Aufgabe des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen ist es dann allerdings auch,
die medizinischen Unterlagen kritisch zu wÃ¼rdigen und zu prÃ¼fen, ob sie sich
mit seinen eigenen Feststellungen in Einklang bringen lassen. Das ist vorliegend
geschehen. Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten beruht auf Â§ 193 SGG. GrÃ¼nde
fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 SGG) liegen nicht vor.

Erstellt am: 19.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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